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§ 6

Anlage von Geldfonds

(1) Die Genossenschaften legen ihre Geldfonds bei 
der Bank an. Die Guthaben werden ohne Vereinbarung 
einer bestimmten Laufzeit mit 1 % verzinst.

(2) Geldfonds, die für in späteren Jahren bestimmte 
Maßnahmen vorgesehen sind, können langfristig auf 
entsprechenden Sonderbankkonten angelegt werden. 
Die Anlage bzw. der Einsatz dieser Mittel muß im Plan 
vorgesehen sein und mit der Bank vereinbart werden. 
Langfristig angelegte Gelder werden je nach der Zeit­
dauer ihrer Anlage höher verzinst. Ausgenommen hier­
von sind Guthaben auf den Konten Fonds für boden­
verbessernde Maßnahmen. Für langfristig festangelegte 
Guthaben werden folgende Zinsen gezahlt:
Anlagedauer über 1 Jahr bis unter 2 Jahre

2 % jährlich

Anlagedauer 2 Jahre bis unter 3 Jahre
3 % jährlich

Anlagedauer 3 Jahre und mehr 4 % jährlich.

Mit Ablauf der vereinbarten Anlage werden die lang­
fristig angelegten Guthaben wie täglich fällige Gut­
haben mit 1% verzinst, soweit nicht ein neuer Ver­
trag abgeschlossen wird.

(3) Bei vorzeitiger Inanspruchnahme langfristig an­
gelegter Gelder wird von der Bank eine Neufestlegung 
des Zinssatzes entsprechend der tatsächlichen Laufzeit 
vorgenommen. Die Bank ist berechtigt, auf den vor­
zeitig in Anspruch genommenen Betrag 0,5% Vor­
schußzinsen zu berechnen. Ein verbleibendes Guthaben 
wird vom Tage der vorzeitigen Inanspruchnahme an 
wie Guthaben ohne Vereinbarung einer bestimmten 
Laufzeit mit4l % verzinst.

(4) Die Vereinbarung über die langfristige Anlage 
von Guthaben kommt nur unter der Voraussetzung zu­
stande, daß sich die Genossenschaften vertraglich ver­
pflichten, ihre bis einschließlich 1970 auf genommenen 
Investitionskredite vorrangig jedoch bis spätestens 
1980, zurückzuzahlen. Im Vertrag sind die jährlich zu 
leistenden Kreditrückzahlungen zu vereinbaren.

(5) Geldfonds, die sich dadurch bilden, daß Rechts­
vorschriften verletzt oder planmäßige Aufgaben nicht 
durchgeführt werden, werden nicht verzinst und sind 
entsprechend den Rechtsvorschriften zu behandeln. Die 
Bank informiert bei einer derartigen unbegründeten 
Entwicklung der Geldfonds den Rat für landwirtschaft­
liche Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft des 
Kreises mit dem Ziel, gemeinsam den gesetzlichen Zu­
stand wieder herzustellen bzw. die Durchführung der

V Planaufgaben zu sichern.
§7

Kreditantrag
(1) Der von den Genossenschaften zu stellende Kre^ 

ditantrag muß den Kreditzweck, die Kredithöhe, die 
Kredittilgung sowie weiterhin alle Angaben enthalten, 
die für den Nachweis der Kreditvoraussetzungen er­
forderlich sind. Die Genossenschaften haben den An­
trag zu begründen und dazu auch die erforderlichen 
Planunterlagen zu übergeben.

(2) Bei der Beantragung von Krediten für Grund- 
und Umlaufmittel haben die Genossenschaften der 
Bank die Erwirtschaftung und vorgesehene Verwen­
dung der eigenen Mittel nachzuweisen und dabei den

Umfang und den Zeitpunkt des Einsatzes der eigenen 
Mittel als Eigenmittelbeteiligung und Kredittilgung 
für die Dauer der Kreditlaufzeit vorzuschlagen.

(3) Die Bank macht die Entscheidung über den Kre­
ditantrag von der Erfüllüng der Kreditvoraussetzungen 
abhängig. Sie hat innerhalb von 14 Tagen nach Ein­
gang des Antrages den Genossenschaften eine Kredit­
zusage bzw. ein Kreditvertragsangebot zu übersenden 
oder die Gründe der Ablehnung mitzuteilen.

(4) Die Frist gemäß Abs. 3 kann überschritten wer­
den, wenn
— Ergänzungen zur Begründung des Kreditantrages 

und der eingereichten Unterlagen notwendig sind;
— die dem Antrag zugrunde liegenden ökonomischen 

Verhältnisse eine umfassende Prüfung erfordern, 
insbesondere wenn hierzu weitere eigene Feststel­
lungen der Bank in den Genossenschaften getroffen 
werden müssen;

— die Bank zur Beurteilung der Effektivität der Inve­
stition eigene Gutachten oder Stellungnahmen an­
fertigt bzw. die Vorlage von Expertengutachten for­
dert.

In diesen Fällen ist den Genossenschaften innerhalb 
der Frist gemäß Abs. 3 ein Zwischenbescheid zu ertei­
len.

§ 8

Kreditzusage

(1) Ausgehend vom Antrag der Genossenschaften, 
kann die Bank auf der Grundlage der durch die Mit­
gliederversammlung der Genossenschaften beschlosse­
nen und durch die Räte für landwirtschaftliche Pro­
duktion und Nahrungsgüterwirtschaft bestätigten per­
spektivischen Entwicklungskonzeptionen längerfristige 
Kreditzusagen erteilen.

(2) Im Stadium der Ausarbeitung der Betriebspläne 
der Genossenschaften kann die Bank zur finanziellen 
Sicherung der Planziele eine Kreditzusage erteilen. 
Darin sind als Ergebnisse der zwischen der Bank und 
den Genossenschaften geführten Verhandlungen die Be­
dingungen für die Ausreichung des Kredites und die 
Anforderungen an die Sicherung der Kreditvoraus­
setzungen festzulegen. Die Gültigkeit der Kreditzusage 
wird von der Bank befristet.

(3) Die Kreditzusage verpflichtet die Bank zum Ab­
schluß des Kreditvertrages, wenn die in der Kredit­
zusage für den Abschluß des Kreditvertrages genann­
ten Voraussetzungen gegeben sind.

§9
Kreditvertrag

(1) Der Kreditvertrag ist das entscheidende rechtliche 
Instrument zur ökonomischen Gestaltung der Ge­
schäftsbeziehungen. Im Kreditvertrag sind solche 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner zu verein­
baren, die den Einsatz der Kredite mit einem hohen 
Nutzeffekt sichern und den effektiven Ablauf des Re­
produktionsprozesses der Genossenschaften progressiv 
beeinflussen. Der Kreditvertrag ist von den Genossen­
schaften und der Bank zur Vervollkommnung der Lei­
tungstätigkeit zu nutzen.

(2) Der Kreditvertrag ist in schriftlicher Form zwi­
schen den Genossenschaften und der Bank abzuschlie­
ßen.


